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systemsoft GmbH 
Rücklastschriftenabteilung 
Georgstr. 15 
88214 Ravensburg 
 
 
 
Absender: 
 
______________________________________ 
 
______________________________________ 
 
______________________________________ 
 
______________________________________ 
 
______________________________________ 
 
 
 
TID  
 
 
 
Kundendaten bei Transaktionen ab 100 €: 
 
Name:  
 
Vorname:  
 
Straße:  
 
PLZ, Wohnort:  
 
Dokumenten Art: o Personalausweis    o Reisepass    o Führerschein 
 
 
Dokumenten Nr.:  
 
 
 
 
Datum, Stempel, Unterschrift 
 

Voraussetzung für Aufnahme der Rücklastschriftenbearbeitung ist der vertraglich vereinbarte 
Forderungsankauf sowie die Einhaltung der AGB der systemsoft GmbH 

        

Belegeinreichung zur  
Rücklastschriftbearbeitung 

 
 
 
 
 
 

Bitte hier Beleg befestigen, bitte 
nicht kleben sondern heften!!! 
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Auszug aus den AGB`s der systemsoft GmbH bzgl. Rücklastschriftenbearbeitung durch 
die systemsoft GmbH 
 
 
§ 5 Ausfallübernahme bei Rücklastschriften 
1. Der AN übernimmt, soweit im Servicevertrag ausdrücklich (unter Ziff. 4) eine beschränkte Ausfallübernahme vereinbart ist, 

für die AS das Ausfallrisiko für Rücklastschriften innerhalb der Grenzen dieses Vertrages und nur unter den nachstehenden 
Voraussetzungen, deren Einhaltung seitens des AN Bedingung für die Übernahme des Ausfallrisikos ist. Im Zuge der 
Ausfallübernahme übernimmt der AN die ausgefallene Forderung und sorgt kurzfristig für den Ausgleich auf dem Konto der 
AS, spätestens jedoch innerhalb von ca. 5 Wochen. 

2. Die Ausfallübernahme gilt grundsätzlich nur für gültige ELV-Belege. Gültige Belege sind Belege, die die korrekte Kaufsumme der 
Ware oder Dienstleistung der AS enthalten und die vom Kunden unterschrieben worden sind, keine Fehlermeldungen tragen 
und auf dem Papier des AN gedruckt wurden (*Original Papierrollen des AN mit spez. Aufdruck auf der Rückseite nach 
Vorgabe der Deutschen Kreditwirtschaft, abgestimmt auf die Rücklastschriftenbearbeitung durch die systemsoft GmbH). 

3. Die Gültigkeit der Unterschrift muss auf alle Fälle geprüft werden. Sollte aufgrund einer Nichtübereinstimmung der Unterschrift 
auf der ec-Karte und des ELV-Beleges der geringste Verdacht bestehen, dass es sich bei dem Kunden der AS nicht um den 
Karteninhaber handelt, so ist die Vorlage des Personalausweises oder eines anderen geeigneten amtlichen und mit Lichtbild 
versehenen Dokumentes (siehe §1) zu verlangen. Kann sich der Kunde nicht durch einen gültigen Personalausweis oder ein 
geeignetes Dokument (siehe §1) als Karteninhaber identifizieren, so ist die ec-Karte einzubehalten, um bei der 
entsprechenden Bank die Identität des Karteninhabers bzw. die Gültigkeit der Karte zu überprüfen. Um einen 
Kartenmissbrauch zu verhindern und zu begrenzen, ist des weiteren bei einer Summe ab 100,00 € auch der 
Personalausweis des Kunden einzusehen und die Personalausweisnummer, Name und Anschrift (Dokumentenart, z.B. 
Führerschein, und Dokumentennummer) auf dem Beleg zu vermerken. Maßgeblich für das Überschreiten dieser Summe von 
100,00 € ist die Gesamtbetrachtung aller Umstände, insbesondere sind bei der Mehrfachbenützung der Karte in 
unmittelbarem zeitlichen und räumlichen Zusammenhang die Einzelbeträge zu summieren (Kaufpreissplitting, mehrere 
Erfüllungsgeschäfte, Mehrfachdurchzug der ec-Karte etc.). 

4. Die Rücklastschriften werden zunächst dem Konto der AS belastet. Die AS ist nicht berechtigt den Rücklastschriften auf dem 
Konto der AS zu widersprechen, sollte die AS dies tun, erlischt die Forderungsübernahme. Die AS haftet dem AN für bis 
dahin entstandene Bearbeitungs- und Bankgebühren.  

Mit Vorlegen des unterschriebenen Original-ELV-Beleges und der Abtretungserklärung sorgt der AN kurzfristig, spätestens aber 
nach 5 Wochen, für den Ausgleich auf dem Konto der AS über die vereinbarte (s.o.) Summe.  Die 0riginal-ELV-Belege sind 
innerhalb von 7 Tagen nach Anforderung (Rücklastschrift auf dem Kontoauszug der AS) an den AN zu übergeben. Sollten die 
Original-ELV­Belege nicht fristgerecht beim AN eingehen, so ist der AN nicht verpflichtet, diese Fälle zu bearbeiten und die 
Ausfallübernahme zu leisten.  

5. Sollten die Original-ELV-Belege der AS nicht mehr vorliegen, so entfällt die Ausfallübernahme (Aufbewahrungsfrist 6 Monate) 
und die AS kann keine Forderungen mehr gegen den AN geltend machen. 

6. Sollte der Zahlungspflichtige eine Lastschrift deshalb zurückbelasten, weil er berechtigte Einwendungen gegenüber der AS hat, 
verpflichtet sich die AS, dem AN vom Vorgang unter Angabe der Gründe unverzüglich Mitteilung zu machen und im Rahmen 
der Forderungsübernahme etwaige geleistete Beträge sowie in diesem Zusammenhang entstandene Zusatzkosten 
unverzüglich dem AN zurückzuerstatten. Die AS hat den AN, unabhängig ob sie die Einwendungen für berechtigt hält, über 
Einwendungen und Einreden zu unterrichten. Die AS haftet dem AN für Mehrkosten, die dem AN dadurch entstanden sind, 
dass die AS nicht unverzüglich von einer Beanstandung Mitteilungen gemacht hat. Der AS ist bekannt, dass 
Rücklastschriften umgehend durch ein Inkassounternehmen oder einen Rechtsanwalt geltend gemacht werden und dass 
durch nicht unverzügliche Benachrichtigung über Einreden seitens des Kunden Kosten entstehen werden, die die AS zu 
tragen hat. 

7. Zur Einziehung nicht durch die Ausfallübernahme gedeckter Erstattungsforderungen sowie nicht verrechneter Entgeltforderungen 
durch den AN erteilt die AS ihrem Kreditinstitut einen Abbuchungsauftrag zugunsten des AN. 

8. Umfang und Kosten der Risikoübernahme: 
Der AN erstattet der AS den Wert im Zuge der Ausfallübernahme aus jeder Rücklastschrift bis zu 200 €, jedoch insgesamt pro 
Monat aus den gesamten Rücklastschriften den Wert von maximal 1.000,00 €. Bei mehreren Rücklastschriften, die aus einem 
nach den Gesamtumständen einheitlich zu betrachtenden Sachverhalt stammen (vergl. § 5 Ziff. 3), entfällt die Ausfallübernahme 
durch den AN. Bei mehreren Rücklastschriften (Kaufpreissplitting oder Mehrfachdurchzug der ec-Karte), entfällt der 
Forderungsankauf durch den AN.  
Der AN erstattet der AS nur den zeitlich zuerst getätigten ec-Kartenumsatz, wenn der ec-Karteninhaber im Rahmen des 
elektronischen Lastschriftverfahrens mehrere ec-Kartenumsätze an demselben Tag und demselben POS-Terminal der AS tätigt.  
Für den Fall, dass der Wert aller aufgelaufen Rücklastschriften dieses Terminals 1.000,00 € übersteigt, verpflichtet sich die AS auf 
eigene Kosten das POS-Terminal unverzüglich auf Geheimnummernverarbeitung (electronic Cash) nachzurüsten und ab diesem 
Zeitpunkt die EC-Transaktionen über das Verfahren „electronic Cash“ zu der zu diesem Zeitpunkt gültigen Preisliste abzuwickeln. 
Der AN ist berechtigt, zurückbelastete Lastschriften für die AS erneut einzuziehen und geltend zu machen. Für die Bearbeitung 
wird eine Pauschale von z.Zt. 25,00 € fällig, die der AN dem Kartenzahler per Lastschrift belastet. Für die im Rahmen des 
Forderungsankaufes angenommen Rücklastschriften ist der AN berechtigt Zinsen nach §288 Abs. 1. und § 288 Abs.2 zu 
berechnen.  

 
 


